
Christian Hartung wurde am 27. Mai 
1894 in Bochum geboren. Hier besuchte 
er acht Jahre lang die Volksschule, um 
sich im Anschluss in einer dreijährigen 
Lehrzeit zum Anstreicher ausbilden zu 
lassen. Danach wurde er im Jahre 1913 
zum Militärdienst eingezogen. Während 
seiner Dienstzeit brach im Spätsommer 
1914 der erste Weltkrieg (1914-1918) 
aus. Hartung, der an den Kriegshand-
lungen als einfacher Infanterist an der 
Westfront teilnahm, wurde mehrmals 
verwundet und erhielt verschiedene 
Auszeichnungen, darunter das Eiserne 
Kreuz II. Klasse. Nach seiner Rückkehr 
aus dem Felde im Jahre 1918 arbeitete er 
zunächst bei verschiedenen Meistern als 
Geselle. Ferner lernte er Emilie Willner 
kennen, die er im Jahre 1920 heiratete 
und die am 26. November 1926 eine 
Tochter zur Welt brachte. Zu dieser Zeit 
wurde er politisch für die KPD aktiv, der 
er von 1920 bis 1923 angehörte, wobei 
er im Jahre 1944 vor Gericht angab, dass 
weniger politische Überzeugung als die 
wirtschaftliche Not der Nachkriegszeit 
für dieses Engagement maßgeblich 
gewesen sei. Er legte im Jahre 1924 die 
Meisterprüfung ab und machte sich 
mit einem eigenen Gewerbebetrieb 
selbstständig, in dem mehrere Gesel-
len und Lehrlinge beschäftigt waren.

Obgleich Hartung nach seiner Zeit bei 
der KPD politisch nicht mehr in Erschei-
nung trat, kam er ab 1943 in Konflikt 
mit dem nationalsozialistischen Staat. 
Auslöser war die Zerstörung seines 
Gewerbebetriebs bei einem Bomben-
angriff auf Bochum im Mai 1943, bei 
dem Hartung selbst unter den Trüm-

mern begraben blieb, bis er einige 
Stunden später von einer Rettungsko-
lonne geborgen wurde. In der Folgezeit 
machte er keinen Hehl mehr aus seiner 
Ablehnung des NS-Staates, die ihn 
bereits seit dem Jahre 1942 ausländi-
sche Radiosender abhören ließ, und er 
äußerte sich mehrmals verächtlich über 
das nationalsozialistische Staatswesen 
und seine Repräsentanten. Dies führte 
schließlich im August 1943 zu seiner 
Verhaftung. Nach einer elf Monate 
und drei Wochen währenden Untersu-
chungshaft wurde er schließlich am 2. 
August 1944 vom Oberlandesgericht 
Hamm wegen Abhörens und Verbreitens 
von Auslandssendernachrichten sowie 
wegen Wehrkraftzersetzung zu insge-
samt drei Jahren und sechs Monaten 
Zuchthaus verurteilt, wobei die Un-
tersuchungshaftzeit auf die Strafzeit 
angerechnet wurde. Ferner wurden 
ihm die bürgerlichen Ehrenrechte für 
die Dauer von drei Jahren aberkannt.

Bezüglich des ersten Anklagepunktes 
führte die Urteilbegründung aus, dass 
Hartung zwischen den Jahren 1942-43 
mehrfach Besuch von Moritz Pöppe, 
einem ehemaligen Parteigenossen der 
KPD, erhalten habe. Mit diesem habe er 
dann mehrmals den Nachrichtendienst 
ausländischer Radiosender abgehört. 
Durch die Anwesenheit Pöppes hatte 
sich Hartung neben dem an sich schon 
illegalen Abhören auch der Verbreitung 
ausländischer Nachrichten schuldig ge-
macht. In Anbetracht der Tatsache, dass 
Pöppe zu dieser Zeit noch für die KPD 
tätig war, waren die Richter der Mei-
nung, dass Hartung durch das Abhören 
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und Verbreiten von Auslandsnachrich-
ten „der illegalen Wühlarbeit des Kom-
munismus Vorschub“1  geleistet habe. 
Ferner habe er „zu einer Zeit, als der An-
sturm des äußeren Feindes mit äußers-
ter Härte anbrandete, den Gegnern des 
Deutschen Volkes das Ohr geliehen und 
ihnen die Möglichkeit geboten, ihre zer-
setzenden Einflüsterungen in das Deut-
sche Volk dringen zu lassen.“ Hartung 
habe „hierdurch einen schweren Schlag 
gegen die Geschlossenheit der inneren 
Front geführt und sich somit gegen 
die lebensnotwenigen Interessen des 
Reiches gestellt.“ „Ein derartiges Ver-
brechen“, so die Richter, „kann nur mit 
harter Sühne belegt werden“, weswegen 
sie Hartung für diesen Teil der Anklage 
zu drei Jahren Zuchthaus verurteilten.

Bezüglich des zweiten Anklagepunkts, 
der Wehrkraftzersetzung, stützte sich 
das Urteil vornehmlich auf die Aussa-
gen zweier Zeugen, mit denen Har-
tung nach seinem Bombenschaden im 
Mai 1943 gesprochen hatte. Die erste 
Zeugenaussage kam von einer ostpreu-
ßischen Bäuerin, welche angab, dass 
Hartung mit ihr im Mai 1943 über die 
Kriegslage gesprochen hatte und ihr 
sagte: „Ja, es geht ja so nicht weiter, 
in 6 Wochen muss Schluss sein, Hitler 
wird gezwungen werden, zu kapitulie-
ren.“ Über den Bombenangriff, bei dem 
sein Betrieb zerstört wurde, habe er 
bemerkt: „Der Rundfunk habe bekannt 
gegeben, dass nur etwa 350 Tote zu 
beklagen gewesen seien, in Wirklichkeit 
seien es aber 3500 gewesen. In ganz 
Bochum würde nicht mehr gearbeitet, 
es müsse daher bald Schluss mit dem 
Kriege sein.“ Ähnliche Anschuldigun-
gen wurden von dem zweiten Zeugen, 

einem Gastwirt aus Bochum, gegen 
Hartung erhoben. Dieser sagte aus, dass 
Hartung im Rahmen eines Gesprächs 
im Juni 1943 die Staatsführung der 
Ignoranz gegenüber den deutschen 
Bombenopfern bezichtigt und erneut 
ein rasches Kriegsende zu Ungunsten 
Deutschlands prophezeit habe. Nach 
Ansicht der Richter hatte sich Hartung 
„in einer Weise über die Kriegsführung 
und die Kriegsaussichten ausgelassen, 
die geeignet ist, lähmend und zerset-
zend auf den Willen zur wehrhaften 
Selbstbehauptung einzuwirken“.

Einen entlastenden Faktor stellte für sie 
allerdings die Zerstörung des Gewerbe-
betriebes und die Verschüttung Har-
tungs dar. Um zu untersuchen, inwie-
fern Hartung bei seinen staatskritischen 
Äußerungen unter dem Eindruck dieses 
Ereignisses gestanden hatte, wurde 
er während seiner Untersuchungshaft 
in die Nervenheilanstalt Gütersloh 
eingeliefert und auf seinen psychischen 
Zustand hin untersucht. Hier kam der 
Gutachter, Dr. med. Herzfeld, zu dem 
Ergebnis, „dass die staatsfeindlichen 
Äußerungen des Angeklagten nach 
schwerster nervöser Belastung durch 
eine Verschüttung gemacht worden sind 
und er sich […] in hochgradig affektiver 
Erregung befand.“ Die Richter meinten 
daher, dass die Wehrkraftzersetzung 
„aus der verminderten Zurechnungs-
fähigkeit heraus zu beurteilen ist.“ 
Allerdings müsse dem Angeklagten 
durch die Strafe gezeigt werden, „dass 
er im Interesse des Volksganzen persön-
liche Regungen und Empfindungen zu 
unterdrücken hat“, weshalb die Richter 
eine Zuchthausstrafe von drei Monaten 
zusätzlich zu den drei Jahren Zuchthaus 
wegen Rundfunkvergehen verhängten.

Während der Haft wurde Hartung dann 
zu verschiedenen Arbeiten herange-
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Hamm vom 2. August 1944, LAV StADT D 22 G 9972, Christian 
Hartung



zogen. Da er eine Qualifikation als 
Anstreichermeister besaß, wurde er 
bereits während der Untersuchungshaft 
mit Wiederherstellungsarbeiten infolge 
des Bombenkrieges beschäftigt. Hieran 
änderte sich auch während seiner 
offiziellen Haftzeit nichts. So wurde er 
beispielsweise zwischen dem 4. Oktober 
1944 und dem 5. Februar 1945 zur Behe-
bung von Bombenschäden am Oberlan-
desgericht Hamm eingesetzt. Bezüglich 
seiner körperlichen Verfassung vermerk-
te ein ärztliches Gutachten vom 24. 
April 1944 eine geschwächte Kondition 
und eine vorläufige Arbeitsunfähigkeit. 
In Anbetracht dieses Zustandes ist es 

durchaus möglich, dass ihm seine Qua-
lifikation als Anstreichermeister zugute 
kam und ihm half, die Haftzeit trotz sei-
nes Alters und seiner angegriffenen Ge-
sundheit zu überstehen, da sie ihn auf-
grund des Bombenkriegs zur dringend 
benötigten Arbeitskraft werden ließ. 
Am 4. April wurde er infolge der 
Kriegsniederlage Deutschlands als 
politischer Gefangener vorzeitig aus 
der Haft im Außenlager Senne I des 
Gefangenenlagers Oberems in Gü-
tersloh entlassen. Über seinen weiteren 
Werdegang nach dem Krieg ist den 
Akten keine Auskunft zu entnehmen. 
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